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Antrag 

des Abgeordneten Christian Sterzing und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Demokratische Reformen auf dem Weg zu einer politischen Union - die zentrale 
Aufgabe der Regierungskonferenz 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag verfolgt die seit dem März 1996 laufen- 
den Beratungen der Regierungskonferenz mit großer Sorge. Hin- 
sichtlich der für die Fortentwicklung der Union und ihre breite Ak- 
zeptanz dringend erforderlichen demokratischen Reformen der 
Institutionen und Verfahren sind bislang keine wesentlichen Fort- 
schritte erkennbar. Es zeichnen sich vielmehr sogar Änderungen 
in den Europäischen Verträgen ab, die das demokratische Defizit 
in der Union vergrößern würden. Vor dem Hintergrund des bishe- 
rigen Verhandlungsprozesses befürchtet der Deutsche Bundestag 
vor allem, daß die Bundesregierung nicht mit dem notwendigen 
Nachdruck die vom Deutschen Bundestag in seinem Beschluß vom 
6. Dezember 1995 (Drucksache 13/3247) geforderten Reformziele 
verfolgt. Die Bundesregierung hat bislang keine Verhandlungs- 
strategie erkennen lassen, die eine Umsetzung des Ziels von mehr 
Demokratie und mehr Transparenz realistisch erscheinen läßt. Es 
läßt sich im Gegenteil eine Vergrößerung des Demokratiedefizits 
feststellen: Durch eine auch von der Bundesregierung betriebene 
Effektivierung der Entscheidungsstrukturen und eine Übertra- 
gung weiterer Kompetenzen an die EU droht sich die Schere zwi- 
schen wachsenden Kompetenzen einerseits und dem Fehlen de- 
mokratischer Transparenz und Partizipationsmöglichkeiten sowie 
einer Bindung an Grundrechte und rechtsstaatliche Standards auf 
europäischer Ebene andererseits weiter zu öffnen, wenn nicht 
gleichzeitig die Entscheidungs- und Kontrollmöglichkeiten des EP 
gestärkt werden. Die Weichenstellungen der weiteren Entwick- 
lung der EU durch eine „Flexibilisierung'" der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten finden ohne Beteiligung des Europäischen Parla- 
mentes statt. In diesem zentralen Versäumnis der Reformanstren- 
gungen sieht der Deutsche Bundestag eine dauerhafte Gefähr- 
dung des Integrationsprozesses, 
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Die Säuienstruktur überwinden 

Auf der Regierungskonferenz sind keine Bemühungen erkennbar, 
die die Aufteilung der Politikbereiche der EU in die auf unter- 
schiedlichen rechtlichen Grundlagen beruhenden Politikbereiche 
- der Europäischen Gemeinschaft („1. Säule"), der Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik („2. Säule '7GASP) und der Zusam- 
menarbeit in der Justiz- und Innenpolitik („3. Säule") -, die sog. 
„Säulenstruktur" der EU, zu überwinden. Insbesondere wird die 
mit der Forderung nach „Vergemeinschaftung" verbundene Hoff- 
nung auf Integration demokratischer Mitbestimmungs- und Kon- 
trollverfahren in bislang intergouvernemental verhandelte Poli- 
tikbereiche vor allem der 3. Säule nicht erfüllt. Sie wird sogar durch 
Vorschläge zum Abbau der Haushaltsbefugnisse des EP konter- 
kariert, die auf eine Beschneidung seiner ohnehin äußerst schwach 
ausgebildeten Rolle in der 2. und 3. Säule hinauslaufen. 

Die Bundesregierung läßt keine Anstrengungen erkennen, dieser 
Tendenz zu einer weitergehenden „Intergouvernementalisie- 
rung" der europäischen Politik entgegenzuwirken. Wurden die 
Unzulänglichkeiten der intergouvernementalen Konstruktion der 
im Maastrichter Vertrag europäisierten Politikbereiche der 2. und 
3. Säule bislang damit legitimiert, sie stellten lediglich eine Zwi- 
schenstufe zu einer vollen „Vergemeinschaftung" dar, so stellt sich 
jetzt heraus, daß nunmehr auf eine Vergemeinschaftung ohne de- 
mokratische Verfahren abgezielt wird. 


Stärkung des Europäischen Parlaments 

Trotz vielfacher verbaler Bekenntnisse fand die Forderung nach 
einer Stärkung des Europäischen Parlaments am Verhand- 
lungstisch der Regierungskonferenz bislang keine ausreichende 
Unterstützung. Der Ausbau des Europäischen Parlaments zu einer 
zweiten Gesetzgebungskammer neben dem Ministerrat wird nicht 
vorangetrieben. Mit Sorge beobachtet der Deutsche Bundestag Be- 
strebungen, die in den letzten Jahren erkämpften Haushaltsrech- 
te des Europäischen Parlaments, z. B. in der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspohtik sowie der Justiz- und innenpolitischen Zu- 
sammenarbeit, zu beschneiden. Eine Ausweitung der Haushalts- 
rechte für das Europäische Parlament steht nicht auf der Tages- 
ordnung. Seine stärkere Einflußnahme auf die Zusammensetzung 
und Kontrolle der Europäischen Kommission steht nicht ernsthaft 
zur Diskussion. Das Europäische Parlament droht im Augenbhck 
als Verlierer aus der Regierungskonferenz hervorzugehen. 

Die Bundesregierung hat nicht - wie in anderen Bereichen - ihr 
pohtisches Gewicht genutzt, um mit Nachdruck eine Erweiterung 
der Rechte des Europäischen Parlaments voranzutreiben. Die Bun- 
desregierung nährt mit ihrer Tatenlosigkeit den Verdacht, sich die 
bislang parlamentarisch kaum zu kontrollierenden Entschei- 
dungsspielräume in europäischen Angelegenheiten dauerhaft si- 
chern und ausweiten zu wollen. 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksach© 13/7823 


Die Rolle der nationalen Parlamente 

Die parlamentarische Kontrolle europäischer Beratungs- und 
Entscheidungsprozesse muß grundsätzlich dem Europäischen 
Parlament obliegen, das mit den nationalen Parlamenten nicht 
konkurriert, sondern deren Gestaltungs- und Entscheidungsrech- 
te ergänzt. Es besteht deshalb keine Konkurrenz zwischen dem 
Europäischen Parlament einerseits und den nationalen Parlamen- 
ten andererseits, sondern zwischen dem demokratisch nur mittel- 
bar legitimierten Ministerrat aus Repräsentanten der nationalen 
Regierungen und den demokratisch unmittelbar legitimierten 
Parlamenten auf europäischer und nationaler Ebene. 

Mit dem Maastrichter Vertrag sind die Rechte vom Bundestag und 
Bundesrat gestärkt worden. Da die wesentlichen Entscheidungen 
für die Europapolitik nach wie vor von den nationalen Regierun- 
gen getroffen werden, beginnt die demokratische Einflußnahme 
auf die Politik zuhause. Der Deutsche Bundestag sieht im Konsens 
aller Fraktionen die direkte Einbeziehung eines Gemeinschaftsor- 
gans der nationalen Parlamente in den europäischen Rechtset- 
zungsprozeß daher nicht als geeigneten Weg an, um das demo- 
kratische Defizit in der EU abzubauen. Die diesbezüglichen 
Vorstellungen von einer „Kammer der nationalen Parlamente" bis 
zu Vorschlägen für eine Stärkung der Konferenz der Europaaus- 
schüsse in den Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten (COSAC) 
würden sowohl das Europäische Parlament, wie auch die direkte 
Kontrolle durch die nationalen Parlamente schwächen. Außerdem 
würden weitere Institutionen den Entscheidungsprozeß noch 
intransparenter und schwerfälliger machen. In Zukunft muß 
sichergestellt werden, daß die Übertragung von Entscheidungs- 
kompetenzen von der nationalen Ebene, wo sie bislang der de- 
mokratischen Kontrolle eines nationalen Parlaments unterlagen, 
auf die europäische Ebene an eine adäquate parlamentarische 
Kontrolle durch das Europäische Parlament gebunden wird. Was 
den nationalen Parlamenten an Einflußmöglichkeiten insbeson- 
dere in der 2. und 3. Säule entzogen wird, muß auf das Europäi- 
sche Parlament übertragen werden. 


Demokratisierung der EU jenseits der Entscheidungsverfahren 

Die Forderung nach einer Demokratisierung der EU darf sich nicht 
auf die Stärkung des Europäischen Parlaments beschränken. Die 
Entwicklung einer europäischen Zivilgesellschaft ist wesentliche 
Voraussetzung für eine nachhaltige Demokratisierung der EU und 
ihre demokratische Legitimation. Gelingt dies nicht, wird die Uni- 
on sich wachsender Kritik als einer unkontrollierbaren suprana- 
tionalen Technokratie und einer bürokratischen Zentralorganisa- 
tion ausgesetzt sehen. Ohne die Entwicklung partizipatorischer 
Elemente kann sich die Union nicht dauerhaft zu einem „Europa 
der Bürger" entwickeln. 

Ernsthafte Versuche, eine durchgreifende Demokratisierung der 
Union, die über institutioneile Veränderungen hinausgeht, voran- 
zutreiben, sind auf der Regierungskonferenz nicht erkennbar. Der 
Verzicht der Union auf ein bürger- und menschenrechtüches Fun- 
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dament in den Verträgen löst beim Deutschen Bundestag große 
Besorgnis aus. Darüber hinaus wird auch die Weiterentwicklung 
von Verfahren, die durch Einführung der Verbandsklage, eines 
wirksamen Akteneinsichtsrechtes und plebiszitärer Elemente bei 
der Durchführung der Gemeinschaftspolitiken eine stärkere Be- 
teiligung von Betroffenen an den Beratungs- und Entscheidungs- 
prozessen gewährleisten würden, von der Regierungskonferenz 
nicht betrieben. Auch die transparente Gestaltung der Europäi- 
schen Verträge sowie der Institutionen und Verfahren droht hinter 
den Erwartungen zurückzubleiben. Mit Enttäuschung muß der 
Deutsche Bundestag zudem feststellen, daß in diesem Bereich - 
auch von der Bundesregierung - noch nicht einmal ernsthafte Vor- 
schläge unterbreitet und beraten wurden. 


Die Handlungsfähigkeit der Institutionen nicht auf Kosten der 
Demokratisierung steigern 

Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzlich alle Bestrebungen 
und Vorschläge, die auf eine Steigerung der Handlungsfähigkeit 
und Transparenz der Institutionen abzielen, z.B. durch eine Aus- 
weitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat oder eine Redukti- 
on der Mit wirkungs verfahren des Europäischen Parlaments. Den- 
noch geben die Verhandlungen Anlaß zu erheblichen Bedenken. 

Mit großer Sorge verfolgt der Deutsche Bundestag, daß eine Aus- 
weitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat nur sehr begrenzte 
Fortschritte macht. Auch die Bundesregierung hat es hier ver- 
säumt, mit eigenen Vorschlägen dem Reformprozeß entscheiden- 
de Impulse zu verleihen. Der Deutsche Bundestag erinnert in die- 
sem Zusammenhang mit Nachdruck daran, daß die Erweiterung 
des Mehrheitsprinzips bei legislativen Entscheidungen im Rat nur 
in Verbindung mit der Einräumung eines entsprechenden Mitent- 
scheidungsrechts des Europäischen Parlaments erfolgen darf. An- 
dernfalls würde die Verbesserung der Handlungsfähigkeit des Ra- 
tes mit einem substantiellen Verlust an demokratischen Rechten 
erkauft werden, was wiederum die demokratische Legitimation 
der Union gefährdet. 

Der Deutsche Bundestag sieht sich im übrigen aufgrund der neu- 
esten Entwicklungen in seiner Befürchtung bestätigt, daß die dis- 
kutierte Reduktion der vielgestaltigen Mitwirkungsverfahren des 
Europäischen Parlaments auf prinzipiell drei Verfahren im Ergeb- 
nis zu einem realen Verlust an Mitwirkungsrechten für das Eu- 
ropäische Parlament führt. Diese zu Recht von den Mitgliedern des 
Europäischen Parlaments scharf gerügte Entwicklung ist auch für 
den Deutschen Bundestag nicht hinnehmbar. 


Das Gleichgewicht der Institutionen erhalten 

Die Rollenverteilung zwischen Rat und Kommission hat einen we- 
sentlichen Beitrag zu einem Gleichgewicht zwischen der Formu- 
lierung eines „Gemeinschaftsinteresses" durch die Kommission 
und dem Interessenkompromiß zwischen den Mitgliedstaaten ge- 
leistet. Dieses Gleichgewicht darf nicht zur Disposition gestellt 
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werden. Besorgt beobachtet der Deutsche Bundestag deshalb auf 
der Regierungskonferenz Tendenzen, die auch von der Bundesre- 
gierung unterstützt werden, zunehmende Kompetenzen beim Rat 
auf Kosten der Kommission anzusiedeln: Die Anbindung eines 
zukünftigen außenpolitischen Repräsentanten der Union und der 
geplanten Strategieplanungs- und Frühwarneinheit an den Rat - 
und nicht an die Kommission - sowie die Versuche - auch der Bun- 
desregierung das Initiativmonopol der Kommission zu relativie- 
ren. Somit laufen viele Reformvorschläge nicht nur auf eine 
Schwächung des Europäischen Parlaments als Repräsentant der 
demokratischen Kontrolle hinaus, sondern auch auf Zurückdrän- 
gung der Rolle der Kommission als Repräsentantin des Gemein- 
schaftsinteresses. 


Für die Erweiterung die Institutionen reformieren 

Um die Union im Hinblick auf den grundsätzlich beschlossenen 
Beitritt von mittel- und osteuropäischen Staaten „ erweiterungs- 
fähig zu machen, macht die erforderliche Reform der Institutio- 
nen nicht die erhofften Fortschritte. Besorgt nimmt der Deutsche 
Bundestag zu Kenntnis, daß die notwendige Institutionenreform 
bislang nicht in Angriff genommen und auf die Endphase der Re- 
gierungskonferenz verschoben wurde. 

Angesichts der Erweiterung der EU auf 20 und mehr Mitglieder 
muß die Stimmengewichtung bei Mehrheitsentscheidungen 
stärker als bisher einem fairen Ausgleich zwischen großen und 
kleinen Mitgliedstaaten Rechnung tragen. Dem Erfordernis einer 
ausreichenden demokratischen Legitimation von Ratsentschei- 
dungen kann am besten durch ein Mitentscheidungsrecht des 
Europäischen Parlaments - in dem es einen solchen Ausgleich 
zwischen Größe der Mitgliedstaaten und Repräsentanz der Bevöl- 
kerung bereits gibt - entsprochen werden. Bedingung für die 
Arbeitsfähigkeit der Kommission in einer gewachsenen Union ist 
keineswegs ausschließlich die derzeit diskutierte substantielle 
Verkleinerung. Auch durch geeignete Rotationsverfahren und eine 
Abstufung zwischen den Kommissionsposten - z. B. durch die 
Schaffung von Senior- und Junior-Kommissaren - kann eine 
Präsenz aller Mitgliedsländer in diesem Gremium gewährleistet 
werden. Das Beharren der Bundesregierung auf einen deutschen 
Vertreter auch in einer stark verkleinerten Kommission läuft diesen 
Bestrebungen zuwider. 


Das Subsidiaritätsprinzip stärken 

Unübersehbar sind Tendenzen seit dem Maastrichter Vertrag, die 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips für eine Reduzierung der 
Kompetenzen der Union zu mißbrauchen und damit einer Rena- 
tionalisierung der Politik neue Spielräume zu verschaffen. Der 
Deutsche Bundestag warnt insbesondere davor, in dem auf der Re- 
gierungskonferenz vorgesehenen Subsidiaritätsprotokoll die 
Möglichkeiten auszuweiten, durch die die für den Binnenmarkt 
notwendigen hohen ökologischen und sozialen Standards unter- 
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wandert werden können und eine Deregulierungspolitik auf eu- 
ropäischer Ebene vorangetrieben werden kann. 

Gleichwohl bedarf es auf europäischer Ebene wirksamer Grenzen 
für einen bürokratischen Zentralismus. Jenseits nationaler Inter- 
essendurchsetzung ist es notwendig, eine neue Balance zwischen 
europäischen und regionalen Handlungs- und Gestaltungsspiel- 
räumen zu finden, denn eigenständige politische Mitwirkungs- 
möglichkeiten der Betroffenen auf den unteren Ebenen stellen ei- 
nen entscheidenden Faktor für die Akzeptanz der Union in der 
Bevölkerung dar. Gerade europäische Regelungen dürfen dezen- 
trales Handeln nicht unmöglich machen, sondern müssen Spiel- 
räume für ökologische und soziale Reformpolitik auf nationaler, re- 
gionaler und lokaler Ebene sichern und fördern. Daher ist eine 
„Umweltgarantie", die national weitergehende Schutzstandards 
ermöglicht, durch Änderung des EG-Vertrages zu verankern. 

Dem Ausschuß der Regionen kommt in diesem Zusammenhang 
eine herausragende Bedeutung zu. Es müssen endlich die Vor- 
aussetzungen geschaffen werden, die seine Einbeziehung in alle 
relevanten Beratungsprozesse garantieren, seine Arbeitsfähigkeit 
gewährleisten und ihm eine Klagemöglichkeit bei Verletzung des 
Subsidiaritätsprinzips einräumen. 


Ein Kerneuropa gefährdet die Integration 

Der Deutsche Bundestag beobachtet den Beratungsprozeß auf der 
Regierungskonferenz zum Thema „Verstärkte Zusammenarbeit" 
(„Flexibilität") mit großer Sorge. Aufgrund der vorliegenden Re- 
gelungsvorschläge wird der gemeinschaftliche Zusammenhalt in 
der Union gefährdet. Es droht somit nicht nur ein „Europa ä la car- 
te " , sondern verstärkte Flexibilität könnte sich auf Dauer zu einem 
integrationspolitischen Sprengsatz entwickeln, weil sich ein 
„Kerneuropa" herausbilden kann, das eine kohärente Integration 
und gleichberechtigte Teilnahme aller Mitgliedsländer an der Ge- 
staltung des Prozesses in Frage stellt. 

Derartigen „Kerneuropa "-Konzepten erteilt der Deutsche Bun- 
destag eine eindeutige Absage. Eine „verstärkte Zusammenar- 
beit" einer Mehrheit von Mitgliedsländern darf nur danm vorge- 
nommen werden, wenn der Zusammenhalt der EU dadurch 
langfristig nicht gefährdet wird. Es muß sichergestellt sein, daß 
Entscheidungen über die Auslösung einer „verstärkten Zusam- 
menarbeit" nur einstimmig gefällt werden. Durch eine gemeinsam 
festgelegte Zeitperspektive muß der vorübergehende Charakter 
der flexiblen Regelung deutlich werden und sind Vorkehrungen 
zu treffen, die die in der Integration voranschreitenden Länder ver- 
pflichten, den „Aufholprozeß" der anderen Mitgliedstaaten durch 
geeignete - auch finanzielle - Maßnahmen zu unterstützen. 


Die EU demokratisch weiterentwickeln 

Die Diskussionen über die Möglichkeiten einer „verstärkten Zu- 
sammenarbeit" im Rahmen der Regierungskonferenz, die dro- 
hende Ausweitung des Demokratiedefizits und die im Rahmen der 
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„Agenda 2000" anstehenden Reformen der Strukturfonds und der 
Eigenmittelfinanzierung der Union sowie die Erweiterung machen 
die Notwendigkeit deutlich, über die zukünftige Verfaßtheit der 
EU in allen Mitgliedsländern eine breite gesellschaftliche Ausein- 
andersetzung zu führen. Um zu gewährleisten, daß die laufende 
Regierungskonferenz in einem fortschreitenden Integrationspro- 
zeß nur eine weitere Etappe darstellt, muß im Vertrag Vorsorge ge- 
troffen werden, daß auf weiteren Reformkonferenzen mit breiter 
politischer und gesellschaftlicher Beteiligung die demokratische 
Fortentwicklung dieses Staatenverbundes sui generis durch einen 
gleichsam verfassungsgebenden Prozeß vorangetrieben wird. 

Die Europäische Union wird ihre friedenstiftende Funktion in Eu- 
ropa auf Dauer nur dann sichern können, wenn es gelingt, ihre de- 
mokratische Legitimation zu stärken. Bürokratischer Zentralismus, 
schleichende Entdemokratisierung und bürgerferne Technokratie 
als bislang prägende Merkmale des Integrationsprozesses müssen 
zugunsten von Demokratie und Bürgernähe überwunden werden. 
Die für das Überleben der EU notwendige breite gesellschaftliche 
Akzeptanz wird dann wiederhergestellt werden können, wenn es 
jenseits technokratischer, allein auf Steigerung der Effizienz und 
Handlungsfähigkeit gerichteter Reformanstrengungen gelingt, 
das demokratische Fundament des europäischen Hauses zu stär- 
ken. Unabdingbare Voraussetzung dafür und zentrale Aufgaben 
für weitere Reformkonferenzen sind deshalb die Aufnahme eines 
Bürger- und Menschenrechtskatalogs in die Europäischen Verträ- 
ge, die Verankerung rechtsstaatlicher Prinzipien, eine substanti- 
elle Ausweitung demokratischer Partizipationsrechte der Unions- 
bürgerinnen und -bürger an den Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsprozessen, eine Fusion der Verträge sowie die Über- 
windung der Säulenstruktur. Weitere Reformkonferenzen müssen 
dem dynamischen Charakter des europäischen Integrationspro- 
zesses Rechnung tragen und genutzt werden, um den breiten ge- 
sellschaftlichen Diskurs über Ziele und Gestalt eines vereinten Eu- 
ropas auf allen Ebenen einzuleiten. 

Die schleichende Entdemokratisierung des europäischen Eini- 
gungsprozesses gibt Renationalisierungstendenzen in Europa 
neuen Auftrieb. Eine Integration ohne demokratisches Fundament 
droht den Nationalstaat als vermeintlich einzigen Hort der Demo- 
kratie zu relegitimieren. Ohne Demokratisierung wird deshalb die 
Union ihre Aufgabe einer dauerhaften Befriedung und eines ge- 
rechten Ausgleichs zwischen nationalstaatlichen Egoismen, Riva- 
litäten und Konkurrenzen in Europa nicht erfüllen können. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

im Rahmen der Endphase der Verhandlungen auf der Regie- 
rungskonferenz aktiv zu werden, damit sich die Schere zwischen 
zunehmender Kompetenzübertragung und abnehmenden demo- 
kratischen Kontrollmöglichkeiten nicht weiter öffnet. Insbesonde- 
re fordert er: 
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1. Die Überwindung der „Säulenstruktur'' 

• Es muß eine einheitliche Struktur der EU geschaffen werden, 
die Transparenz herstellt, klare und vereinfachte Entschei- 
dungsverfahren festlegt, die Rechte und Pflichten der Bürge- 
rinnen und Bürger klarstellt und die Zuständigkeit des Eu- 
ropäischen Gerichtshofs auf alle Bereiche der EU ausdehnt. 

• Solange eine solche einheitliche Struktur nicht besteht, müs- 
sen zumindest die demokratischen Verfahren der 1. auch auf 
die 2. und 3. Säule angewendet werden; dabei ist zu gewähr- 
leisten, daß kein Mitgliedstaat dazu gezwungen werden darf, 
im Kernbereich seiner Souveränität („innere und äußere Si- 
cherheit'") sich Mehrheitsentscheidungen zu unterwerfen, 
ohne daß eine solche Entscheidung parlamentarisch legitimiert 
wird. 


2. Eine Stärkung des Europäischen Parlaments 

• Dem Europäischen Parlament ist ein grundsätzliches Mitent- 
scheidungsrecht bei allen Legislativentscheidungen des Rates 
und vor allem dort, wo der Rat mit Mehrheit entscheidet, ein- 
zuräumen. 

• Dem Europäischen Parlament sind die vollen Haushaltsrechte 
über die Ausgaben einzuräumen. * 

• Die politischen Rechte des EP (Mitentscheidung über die Zu- 
sammensetzung der Kommission, Kontroll- und Anhörungs- 
rechte) sowie seine Untersuchungsrechte sind zu stärken. 

• Die demokratische Legitimation ist durch die Wahl der einzel- 
nen Kommissare und die Möglichkeit eines Mißtrauensvotums 
ihnen gegenüber zu stärken. 

• Im Rahmen von zukünftigen Reformkonferenzen, mit denen die 
EU weiterentwickelt wird, ist die Beteiligung des EP festzu- 
schreiben; ihre Ergebnisse bedürfen der Zustimmung des EP 

• Die Reduktion der komplizierten Mitwirkungsverfahren darf 
zu keinem Rechtsverlust für das Europäische Parlament führen. 

• Jeglicher Beschneidung von Mitwirkungsrechten ist die Zu- 
stimmung zu versagen. 


3. Keine Beteiligung weiterer Organe im europäischen Recht- 
setzungsprozeß 

• Die Entscheidungsverfahren dürfen nicht durch die Beteili- 
gung weiterer Institutionen kompliziert, sondern müssen ge- 
strafft und transparenter werden. 

• Eine Einbeziehung eines Organs der nationalen Parlamente in 
den europäischen Rechtsetzungsprozeß ist abzulehnen. 

• Im EU- Vertrag muß die Verpflichtung der Mitgliedstaaten fest- 
geschrieben werden, die Mitentscheidungsrechte der nationa- 
len Parlamente in EU- Angelegenheiten gegenüber ihren Re- 
gierungen im Vorfeld von Entscheidungen des Rates zu stärken. 
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4. Eine weitergehende Demokratisierung der EU-Strukturen 

• Die Rechte der von der Politik der EU Betroffenen müssen, z. B. 
durch die Einführung eines Verbandsklage- und Aktenein- 
sichtsrechtes, erweitert werden. 

• Die „Komitologie" und das Lobbyistenwesen auf europäischer 
Ebene müssen einer strikten öffentlichen Kontrolle unterzogen 
werden. 

5. Steigerung der Handlungsfähigkeit, Demokratisierung als 
Voraussetzung 

• Die substantielle Ausweitung der Mehrheitsabstimmungen im 
Rat ist notwendig für eine Steigerung der Handlungsfähigkeit 
der EU. 

• Diese Ausweitung ist jedoch an die Ausweitung des Mitent- 
scheidungsrechts des Europäischen Parlaments zu koppeln. 

• Durch Mehrheitsentscheidungen im Rat dürfen national ver- 
ankerte höhere ökologische, soziale und rechtsstaatliche Stan- 
dards nicht unterlaufen werden. 


6. Die Wahrung des Gleichgewichts zwischen den EU-Organen 

• Die Kompetenzen der Kommission in der 2. und 3. Säule müs- 
sen gestärkt werden. Die Struktur der Kommission ist zu straf- 
fen, um sie handlungsfähiger zu machen. 

• Vor allem muß das Initiativmonopol für Rechtsakte bei der 
Kommission verbleiben. 

• Eine Stärkung der intergouvernementalen Strukturen zugun- 
sten des Rates ist abzulehnen. 

• Ein für die Außenpolitik der EU vorrangig zuständiger Reprä- 
sentant sowie die geplante Strategieplanungs- und Frühwarn- 
einheit sollen institutionell nicht beim Rat, sondern bei der 
Kommission verankert werden. 


7. Herstellung der Erweiterungsfähigkeit der EU 

• Die für die Erweiterung der EU erforderlichen institutioneilen 
Reformen müssen vorrangig behandelt werden. 

• Durch eine grundlegende Reform der Kommissionsstrukturen 
und die Einführung von Juniorkommissaren ist die Repräsen- 
tanz aller Mitgliedstaaten in diesem EU-Organ zu gewährlei- 
sten. 


8. Stärkung des Subsidiaritätsprinzips ohne Renationalisierung 

• Das Subsidiaritätsprinzip in der EU ist in einem Zusatzproto- 
koll zum Vertrag zu stärken, ohne Renationalisierungstenden- 
zen Vorschub zu leisten. 
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• Eine stärkere Verankerung von Verfahren zur substantiellen 
Subsidiaritätsprüfung stellt einen geeigneten Weg dar, um 
Zentralisierungs- und Entdemokratisierungstendenzen entge- 
genzuwirken. 

• Das bisherige Prinzip der „begrenzten Einzelermächtigung" 
ist aufrecht zu erhalten. Eine vertragliche Abgrenzung von 
Kompetenzbereichen zwischen europäischer und nationaler 
Ebene analog dem Kompetenzkatalog des deutschen Grund- 
gesetzes ist daher abzulehnen. 

• Das Recht zur Stellungnahme und die Handlungsfähigkeit des 
Ausschusses der Regionen müssen gestärkt werden, ohne ihm 
Entscheidungskompetenzen zuzuweisen. 


9. Abkehr vom Kerneuropa-Konzept 

• Vertragsänderungen, die der Entwicklung eines „Europa ä la 
carte" Vorschub leisten, sind zu verhindern. 

• Die Möglichkeit einer „Verstärkten Zusammenarbeit" einzel- 
ner Mitgliedstaaten im Rahmen der EU, muß daran gebunden 
werden, daß darüber einstimmig beschlossen wird, daß es eine 
gemeinsame Zieldefinition aller Mitghedstaaten gibt, ein ein- 
heithcher Entscheidungsrahmen in der EU gewährleistet ist 
und die Union sich verpflichtet, dazu beizutragen, daß die 
Nicht-Teilnehmerländer sich in Zukunft an der Zusammenar- 
beit beteiligen können. 

• Einem „Kerneuropa "-Konzept, das den gemeinschaftlichen 
Charakter des Integrationsprozesses in Frage stellt, darf nicht 
zugestimmt werden. 


10. Europäischer Verfassungsprozeß 

• Durch weitere Reformkonferenzen unter breiter politischer und 
gesellschaftlicher Beteiligung muß ein „Verfassungsprozeß" 
vorangetrieben werden, der der EU ein grundrechtliches Fun- 
dament und eine klare und einheitliche Struktur gibt. 

• Dabei müssen die Transparenz der Entscheidungsstrukturen, 
die Ausweitung demokratischer Partizipationsrechte und die 
Ausstattung des Europäischen Parlamentes mit allen parla- 
mentarischen Rechten im Vordergrund stehen. 


Bonn, den 5. Juni 1997 

Christian Sterzing 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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